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Bericht und Antrag 

des Haushaitsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1973; hier: Einzelplan 12 — 
Bundesminister für Verkehr — Drucksachen 7/250 Anlage, 7/732 — 

— Drucksache 7/834 — 

A. Problem 

Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur drit- 
ten Beratung des Haushaltsgesetzes 1973 hat die Bundesregie- 
rung aufgefordert, den Deutschen Verkehrssicherheitsrat so zu 
unterstützen, daß er seiner Aufgabe Verbesserung der Ver- 
kehrserziehung voll nachkommen kann. 


B. Lösung 

Im Haushaltsentwurf 1974 sind erheblich mehr Mittel veran- 
schlagt gegenüber dem Haushalt 1973. Entsprechendes ist auch 
für die Folgejahre beabsichtigt. Dabei sollen die Mittel nicht 
nur für den Deutschen Verkehrssicherheitsrat, sondern auch für 
andere Institutionen, die im vorparlamentarischen Raum auf 
diesem Gebiet tätig sind, verwendet werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Haushaltsentwürfe der kommenden Jahre sollen folgende 
Ansätze ausweisen: 

1974 20 Millionen DM 

1975 23 Millionen DM 

1976 29 Millionen DM 

1977 34 Millionen DM. 
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A. Bericht des Abgeordneten Müller (Nordenham) 


Der Entschließungsantrag — ■ Drucksache 7/834 ■ — 
wurde in der 46. Sitzung am 20. Juni 1973 feder- 
führend an den Haushaltsausschuß überwiesen. 

Das Problem der Bereitstellung von öffentlichen 
Mitteln in größerem Umfang ist bereits bei der 
zweiten Lesung des Haushalts 1973 im Plenum des 
Deutschen Bundestages diskutiert worden. Die Bun- 
desregierung hat sich bereit erklärt — und ent- 
spricht damit dem Entschließungsantrag der Fraktion 
der CDU/CSU — zur Verbesserung und Intensivie- 
rung der Verkehrssicherheit und Verkehrserziehung 
mehr öffentliche Mittel bereitzustellen. Die entspre- 
chenden Konsequenzen hat die Bundesregierung be- 
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reits für das Haushaltsjahr 1974 gezogen. Während 
1973 — nicht nur für die Arbeit des Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrates — 6 Millionen DM bereit- 
stehen, beabsichtigt die Bundesregierung, diese Auf- 
gabe wie folgt aus öffentlichen Mitteln zu fördern: 

1974 20 Millionen DM 

1975 23 Millionen DM 

1976 29 Millionen DM 

1977 34 Millionen DM. 

Aus diesem Grunde hat der Haushaltsausschuß 
beschlossen, dem Deutschen Bundestag zu empfeh- 
len, den Antrag für erledigt zu erklären. 


B. Antrag des Haushaltsausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag — Drucksache 7/834 — für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 14. September 1973 

Der Haushaltsaussdiuß 

Leicht Müller (Nordenham) 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



